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                    RENTENPOLITIK UND SOZIALE UNGLEICHHEIT (1)
Die aktuelle Bundesregierung hat sich auf ein Rentenpaket verständigt. Bevor der Kompromiss dargestellt wird, sollte aus linker Sicht die grundsätzliche Einbettung der Rentenpolitik in unser System der sozialen Ungleichheit thematisiert werden.
Vor der Verabschiedung gab es heftigen Streit innerhalb der aktuellen Bundesregierung, insbesondere weil junge Mitglieder der CDU gegen das Vorhaben, das Rentenniveau von 48% über das Jahr 2031 hinaus zu garantieren, massiv protestierten. Sie drohten sogar damit, den Kompromiss im Bundestag scheitern zu lassen. Es wurde von ihnen behauptet, das Vorhaben ginge zu Lasten der jungen Generation und belaste die Wirtschaftsentwicklung. Es wurde nicht erwähnt, dass für viele Menschen schon jetzt die Rente kaum zum Leben reicht. Doch soziale Gerechtigkeit spielt bei der Kritik offenbar kaum eine Rolle.  Unerwähnt bleibt auch, dass das Rentenniveau seit den 70er Jahren von 60% auf 48% gesunken ist. Auch der Bundeskanzler vertrat vor kurzem die Auffassung, die Ausgaben für die Rentenversicherung seien auf Dauer nicht finanzierbar. Eine Studie des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) hat allerdings detailliert aufgezeigt, dass das gescheiterte Rentenpaket der Ampelkoalition eine Stabilisierung des Rentenniveaus für alle Versicherten bis einschließlich des Jahrganges 2010 gewährleistet hätte. Die Behauptung der jungen CDU-Mitglieder, die Stabilisierung ginge zu Lasten der jungen Generation, ist nicht richtig. Die Stabilisierung ist auch grundsätzlich finanzierbar, wenn die Politik bereit ist, durch Bundeszuschüsse zur Rentenversicherung die soziale Gerechtigkeit zu erhalten. 
Die wahre Gerechtigkeitslücke liegt darin begründet, dass eine große Kluft zwischen den Arbeitenden und den Bürgern besteht, die von ihrem Kapital und Vermögen leben. Bezieher hoher Einkommen und Bezieher von Gewinnen tragen proportional zu wenig zur Finanzierung von Renten bei. Wir haben in der Bundesrepublik eine massive Einkommensungleichheit und eine noch krassere Vermögensungleichheit. Die 10% wohlhabendsten Haushalte verfügen über 60-65% des gesellschaftlichen Gesamtvermögens.
Es wird immer wieder die Kritik wiederholt, der demographische Wandel werde nicht berücksichtigt und belaste die junge Generation einseitig. Das Rentenniveau wurde allerdings bereits seit 1979 von 59,8% auf 48,4 % heute abgesenkt. Es kommt hinzu, dass das Renteneintrittsalter erhöht wurde. Klar ist, dass die Beschäftigten in Zukunft eine wachsende Zahl von Rentnerinnen und Rentnern finanzieren müssen. Deswegen sind wachsende Bundeszuschüsse zur Rentenversicherung notwendig, die etwa durch eine Erhöhung von Einkommens- Vermögens- und Erbschaftssteuern finanzierbar sind. Ein weiterer wichtiger Schritt wäre die Einführung einer Bürgerversicherung, die auch die Topverdiener einbeziehen muss.
Die Auseinandersetzung um die Rente steht exemplarisch für den geforderten Abbau sozialer Leistungen. Dabei steht eigentlich eine deutliche Verbesserung der Sozialleistungen auf der Tagesordnung, wenn die soziale Spaltung nicht noch weitergetrieben werden und der Rechtspopulismus bekämpft werden soll. Die Ungleichheit der Einkommen- und Vermögen ist seit 2010 deutlich angestiegen, die Quote der Menschen, die in Armut leben, steht auf einem Höchstwert. Als arm gelten die Menschen, die weniger als 60% des Median-einkommens erzielen (2). Gerade diese Menschen waren es dann, die überdurchschnittlich die AFD bei der letzten Bundestagswahl gewählt haben.
Die Frage ist, ob das nun beschlossene Rentenpaket zur Stabilisierung der Renten und demokratischen Entwicklung beiträgt. Die IG Metall macht deutlich, dass das Rentenpaket nur ein erster Schritt zur Stabilisierung sein kann. Ein Absturz des Rentenniveaus wurde verhindert, weil die Haltelinie von 46% bis 2031 festgeschrieben wurde. Die IG Metall fragt mit Recht, wie es danach weitergehen wird.  Sie warnt davor, Rentenkürzungen vorzunehmen und teure und riskante Finanzprodukte zur Alternative werden zu lassen. Die IG Metall befürchtet auch einen Angriff auf die Betriebsrenten und die Tarifautonomie.
Aus linker Sicht sind folgende Maßnahmen erforderlich:
1.Der Schlüssel für ein auskömmliches Leben und eine gesellschaftliche Teilhabe ist eine gute Erwerbsarbeit im Rahmen eines Tarifvertrages.  Hinzukommen muss eine passgenaue Qualifizierung, die dazu beiträgt, das Arbeitskräftepotential zu erhöhen und eine Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu ermöglichen.
2. Die stärkere Besteuerung hoher Einkommen und Vermögen ist unverzichtbar. Erstens muss die Einnahmequelle öffentlicher Haushalte erweitert werden und zweitens dem Ungerechtigkeitsempfinden vieler Menschen entgegengetreten werden. Eine Anhebung des Spitzensteuersatzes ist vorzunehmen und die Abgeltungssteuer bei Wertpapiererträgen ist in die progressive Einkommenssteuer einzugliedern. Die Wiederaufnahme der Vermögenssteuer und eine angemessene Besteuerung von Erbschaften muss verhindern, dass leistungsloses Einkommen gefördert wird.
3.Insgesamt ist eine demokratische Weiterentwicklung in Betrieben und der Gesellschaft ein wichtiger Baustein für eine Zurückdrängung des privaten Profits als Grundlage des Wirtschaftslebens.
(1) Der Aufsatz basiert auf dem Aufsatz von Bernhard Müller, Ungleichheit und Rechtspopulismus, Sozialismus Heft 12/2025, S.6-11.
(2) Das Medianeinkommen ist die realistische Grundlage zur Berechnung des mittleren gesellschaftlichen Einkommens. Im Gegensatz dazu steht das gesellschaftliche Durchschnittseinkommen, das das mittlere Einkommen verschleiert und höher erscheinen lässt. Beispielhaft sei ein gesellschaftliches Einkommen von 2 Personen von 1000 Euro angenommen, was ein Durchschnittseinkommen von 500 Euro ergibt, selbst wenn eine Person alle Einkommen und die zweite Person kein Einkommen hat. Die Verteilung wird auf diese Weise verschleiert.
   
